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EU -Kommission plant  Digital Fairness Act  (DFA)   
Die EU -Kommission arbeitet  derzeit an einem Digital Fairness Act (DFA), mit dem die  beste-

henden Richtlinien zum Verbraucherschutz  überarbeitet und  an die  neuen Herausforderun-

gen  angepasst werden soll.  Dazu hat die  EU -Kommission  im Herbst 2025 eine öffentli che 

Konsultation durchgeführt.  Der game hat hierzu eine ausführliche Stellungnahme abgege-

ben  (abrufbar unter  diesem Link ). Ein erster Entwurf ist für Ende 2026 angesetzt.   

 

Wir als game – Verband der deutschen Games -Branche unterstützen einen starken digitalen 

Verbraucher -  und Jugendschutz.  Das  angekündigte und richtige  Ziel des  Digital Fairness 

Acts  ist es,  die bestehenden drei EU -Richtlinien zum Verbraucherschutz  zu  vereinfa-

chen,  weiter  zu  harmonisieren und besser durchsetzbar  zu  machen. Neue parallele Regulie-

rungsstrukturen und unklare Rechtsbegriffe  müssen  dabei unbedingt vermieden werden.  In 

einem  international  hart umkämpften  Markt  können Games nur dann erfolgreich sein , wenn 

Nutzerinnen und Nutzer die  Produkte  mögen und die Geschäftsmodelle akzeptiert sind  und 

langfristig überzeugen.  Wir setzen uns ein für einen  Digital Fairness Act, der Verbraucherin-

nen und Verbraucher wirksam schützt, den bewährten Jugendmedienschutz respektiert 

und zugleich Innovation, Angebotsvielfalt und Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Ga-

mes -Branche  ermöglicht.  

 

Eine zusätzliche überbordende Regulierung droht den Standort  Deutschland und Europa im 

internationalen Wettbewerb weiter  zurückfallen zu lassen.  Die derzeit diskutierten Regelun-

gen des  Digital Fairness Act  gehen in Teilen an der Realität von Games vorbei und setzen  bei 

Mechanismen an, die für die Funktionsweise von Computer -  und Videospielen  zentral sind.  

Überschießende  Beschränkungen des Game -Designs und der  Monetarisierungsmodelle  

können dazu führen, dass Anbieter sich aus Deutschland und der EU zurückziehen und ihre 

Spiele  gar nicht mehr anbieten oder lediglich eine „EU -Version“ , beispielsweise mit reduzier-

tem Umfang oder Funktionen, veröffentlichen.  Vorübergehende pauschale Verbote etwa von 

Lootboxen in Belgien haben gezeigt, dass  Spielende  Einschränkungen  kreativ über VPN -

Dienste  oder andere Wege umgehen.  Dies zeigt, dass nur Regelungen wirksam sein können, 

die auch allgemein akzeptiert werden.    

 

Für die Games -Branche sind drei Punkte zentral:   

 

1. Bewährte Systeme  aus dem Jugendschutz  wie  die  koregulierte  Unterhaltungssoft-

ware  Selbstkontrolle  (USK)  und deren europäische und internationale  Pendants  Pan 

European Game Information (PEGI)  und  die International Age Rating  Coalition  (IARC)  

müssen im DFA ebenso berücksichtigt werden wie bestehende  Elternkontroll sys-

teme  und Plattformtools, um  Verbraucherinnen und Verbraucher gezielt zu stärken.  

2.  Neue Vorgaben  sollten  risikobasiert, evidenzbasiert und verhältnismäßig sein. Statt 

pauschaler Verbote oder  flächendeckender  Altersverifikation  sollten bestehende, 

etablierte Systeme wie die USK, PEGI und IARC gestärkt werden, die bereits heute 

https://www.game.de/positionen/stellungnahme-zur-oeffentlichen-konsultation-zur-folgenabschaetzung-des-gesetzes-ueber-digitale-fairness/
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differenzierten und praxisnahen Jugend -  und Verbraucherschutz ermöglichen. Eine 

rechtliche Neudefinition von  In -Game -Währungen würde diesen Ansatz zusätzlich 

unterlaufen.  

3.  Keine weitere Überregulierung.  Transparenz und Schutz müssen praktisch umsetz-

bar bleiben. Verbraucherinnen und Verbraucher profitieren nicht von zusätzlichen 

Pflichtinformationen, scheingenauen Preisangaben oder Einwilligungsprozessen, die 

am Ende zu mehr Komplexität und Informationsmüd igkeit führen.  

 

Im Einzelnen zu den zentralen Punkten:  

 
1. Doppelregulierung beim  Minderjährigenschutz  vermeiden  
Wir sehen  mit Sorge, dass der Digital Fairness Act einen zusätzlichen Minderjährigen -Ver-

braucherschutz neben dem bestehenden Jugendschutz schaffen könnte.  Damit entsteht 

nicht etwa ein besserer Schutz für Minderjährige, sondern  es droht  vielmehr die Gefahr,  die 

hohen Standards im nationalen Jugendschutz  zu untergraben.  Deutschland verfügt über ein 

etabliertes und international anerkanntes System der Ko -Regulierung mit der USK, das welt-

weit beispielhaft hohe Standards setzt.  Die  USK  prüft  Games  bereits  vor dem Markteintritt  

nicht nur  auf  Inhalt srisiken , sondern auch  auf  Nutzungsrisiken  wie In - Game - Käufe, Chats, 

Lootboxen, Mechani smen  zu r exzessive n  Nutzung  oder manipulative Designs.  Pauschale 

Verbote  im Verbraucherschutzrecht würden den einzelfallbezogenen Ansatz des Jugend-

schutzrechts verdrängen.  

 

Unsere Position:  Der DFA darf den bewährten  und  international führenden  deutschen Ju-

gendmedienschutz nicht durch parallele europäische Verbraucherregeln faktisch verdrän-

gen. Bestehende Systeme wie USK, PEGI und IARC sollten gestärkt und europäisch besser 

anschlussfähig gem acht werden.   

 

2. Kein neuer Regulierungsrahmen für „Dark Patterns“ ohne klare 

Abgrenzung   
Manipulative Gestaltung muss wirksam verhindert werden. Der Begriff „Dark Patterns“ ist 

jedoch unbestimmt und kann im Games -Bereich zu erheblicher Rechtsunsicherheit führen. 

Viele typische Spielelemente wie Belohnungen, Bestenlisten, tägliche Herausforderu ngen, 

zeitlich begrenzte Events oder virtuelle Währungen sind nicht automatisch manipulativ, son-

dern Teil legitimen Game -Designs. Zudem bestehen bereits  Regelungen gegen unlautere Ge-

schäftspraktiken, etwa im Verbraucherrecht, im Digital Services Act, im Da tenschutzrecht 

und im AI -Act.   

 

Unsere Forderung:  Keine neuen unbestimmten Rechtsbegriffe, sondern praxisnahe Leitli-

nien mit konkreten Beispielen für zulässige und unzulässige Gestaltung – erarbeitet im 
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Dialog mit der  Games -Branche.  Hier kann das Jugendschutzrecht mit seinem risikobasier-

ten Ansatz und der zusätzlichen Transparenz durch Deskriptoren Vorbild sein.   

 

3. „Suchtförderndes Design“ nur evidenzbasiert regulieren   
Der Begriff „Addictive  Design“ birgt erhebliche Risiken. Die Grenzen  zwischen hoher Nut-

zungsintensität, starkem Engagement und tatsächlichem Suchtverhalten sind wissen-

schaftlich komplex  und  umstritten. Eine pauschale Einstufung bestimmter Funktionen als 

„suchtfördernd“ würde  zu Rechtsunsicherheit führen und  bei Spielenden sowie Eltern eine 

unnötige Verunsicherung auslösen.   Sie würde zudem den Eindruck erwecken, dass einzelne 

Spielmechaniken unabhängig vom konkreten Nutzungskontext grundsätzlich problema-

tisch seien.  

Unsere Position:  Regulierung darf den Begriff „Sucht“ nicht leichtfertig verwenden. Maßnah-

men  müssen  dort ansetzen, wo wissenschaftlich belastbar belegt ist, dass konkrete Funkti-

onen problematische Wirkungen entfalten.  Sinnvoll sind Betrachtungen im Einzelfall, wie sie 

im  deutschen Jugendschutz über die USK abgesichert werden.   

  

4. Euro -Preisangaben für In -Game -Gegenstände  erhöhen keine 

Transparenz   
Die Forderung, bei jedem Einsatz von In -Game -Währung zusätzlich einen Echtgeldpreis aus-

zuweisen, klingt verbraucherfreundlich, ist in der Praxis aber häufig irreführend. Virtuelle 

Währungen können gekauft , erspielt, geschenkt oder als Bonus erhalten  werden.  Der tat-

sächliche Erwerbspreis kann zudem durch Rabatte, Sonderaktionen oder unterschiedliche 

Vertriebswege variieren. Zudem unterscheiden sich Preise je nach Plattform, Store, Drittan-

bieter oder physischem Handel. Der Anbieter  kann  den Echtgeldpreis daher nicht in jedem 

Fall verlässlich angeben.   

 

Unsere Forderung:  Transparenz ja – aber realistisch. Spielerinnen und Spieler sollten klar 

nachvollziehen können, wie In -Game -Währungen erworben und genutzt werden und wo sie 

ihre Transaktionshistorie einsehen können. Eine scheingenaue Euro -Ausweisung  würde  Ver-

braucherinne n und Verbraucher in die  Irre  führen.   

 

5. Lootboxen und Zufallsmechanismen: Transparenz statt pau-

schaler Verbote   
Bei kostenpflichtigen Zufallselementen wie Lootboxen oder Card Packs sind Transparenz 

und Schutzmechanismen zentral. Die Branche hat hierzu bereits umfassende Standards 

etabliert: Wahrscheinlichkeitsangaben sind auf großen Plattformen verpflichtend, entspr e-

chende Hinweise werden in Stores und Alterskennzeichnungssystemen berücksichtigt. Die 

USK bezieht solche Mechanismen in ihre Altersbewertung ein  und weist mit Deskriptoren auf 

sie hin.   
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Unsere Position:   Zufallsmechanismen sollten nicht pauschal verboten werden. Entschei-

dend ist, dass Wahrscheinlichkeiten klar angegeben werden, keine irreführende Gestaltung 

erfolgt und ein vollständiges Spielerlebnis nicht vom Kauf solcher Elemente abhängig ge-

macht wird.   

 

6. Bestehende Kontroll -  und Deaktivierungsmöglichkeiten be-

rücksichtigen   
Eltern und Erziehungsberechtigte verfügen bereits heute über zahlreiche Möglichkeiten, 

Ausgaben zu begrenzen oder Kaufoptionen vollständig zu deaktivieren. Dazu gehören Kin-

derkonten, Ausgabenlimits, PIN -Abfragen, Zwei -Faktor -Authentifizierung, elterliche Zustim-

mung und Plattform -Tools. Auch USK -Deskriptoren machen Risiken wie In -Game - Käufe 

sichtbar.   

 

Unsere Forderung:  Neue Vorgaben  müssen sich in bestehendes Jugendschutzrecht einfü-

gen, sollten vorhandene Eltern -  und Plattformtools berücksichtigen und diese nicht durch 

starre europäische Einheitslösungen ersetzen. Ziel muss sein, vorhandene Schutzinstru-

mente sichtbarer,  verständlicher und leichter nutzbar zu machen.   

 

7. Pauschale Verbote für Minderjährige wären unverhältnismä-

ßig   
Ein generelles Verbot von Spielwährungen, optionalen In - Game - Käufen oder Zufallsmecha-

nismen für Minderjährige wäre aus unserer Sicht nicht verhältnismäßig. Solche Funktionen 

können  elementarer Bestandteil  des Spielerlebnisses sein, etwa im Rahmen von Fort-

schrittssysteme n, Spielwelten oder als optionale Zusatzinhalte  – das Zufallsprinzip findet 

sich in fast jedem Spiel. Virtuelle Währungen können zudem in der Regel auch erspielt wer-

den, ohne echtes Geld einzusetzen.  Ein pauschales Verbot würde das  Recht auf Teilhabe  un-

verhältnismäßig beschränken.   

 

Unsere Position:  Minderjährige brauchen besonderen Schutz, aber keine pauschalen Aus-

schlüsse.  Die bewährten Instrumente im  Jugendschutzrecht  wie  Alterskennzeichen,  alters-

gerechte Informationen, sichere Voreinstellungen, Elternkontroll systeme , Ausgabenlimits, 

klare Kennzeichnungen und Medienkompetenz  ermöglichen passgenauen Schutz sowie Be-

fähigung und Teilhabe.   

 

8. Keine pauschale Altersverifikation für digitale Angebote   
Eine flächendeckende Altersverifikation für digitale Produkte, die Minderjährigen zugäng-

lich sind, wäre weder verhältnismäßig noch zielführend. Sie kann erhebliche Datenschutz -  

und Zugangshürden schaffen. Außerdem besteht das Risiko, dass Minderjährige Sch utzme-

chanismen umgehen oder auf Angebote außerhalb etablierter und regulierter Ökosysteme 

ausweichen.   
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Unsere Forderung:  Altersprüfung darf nur dort eingesetzt werden, wo sie erforderlich und 

verhältnismäßig ist. Kinder und Jugendliche haben auch im digitalen Raum ein Recht auf 

Zugang zu Kultur, Freizeit und Spiel. Schutz sollte risikobasiert erfolgen, nicht durch pau-

schale  Zugangssperren.   

 

9. Selbst -  und Ko -Regulierungssysteme als Grundlage nutzen   
Die Games -Branche verfügt mit PEGI, USK und IARC über etablierte Systeme für Alterskenn-

zeichnung, Risikohinweise, Beschwerdemöglichkeiten und Durchsetzung. Diese Systeme er-

fassen nicht nur klassische Inhalte, sondern auch Interaktionsrisiken wie In -Game -Kä ufe, 

Kommunikation, Standortdaten, übermäßige Nutzung und manipulative Designs.   

 

Unsere Forderung:  Der Digital Fairness Act sollte diese bewährten Systeme nicht übergehen, 

sondern ausdrücklich einbeziehen. Ko -Regulierung ist im Games -Bereich praxiserprobt, fle-

xibel und näher an technischen Entwicklungen als starre gesetzliche Detailvorgaben.   

 

10. Rechtlichen Status von In -Game -Währungen nicht ändern   
In -Game -Währungen sind nach geltendem Verständnis digitale Inhalte innerhalb eines ge-

schlossenen Spiels. Sie sind kein gesetzliches Zahlungsmittel, nicht frei konvertierbar und 

haben keinen eigenständigen realen Geldwert. Eine Einstufung als „digitale Wert darstel-

lung“ würde erhebliche Rechtsunsicherheit schaffen und könnte bestehende Verbraucher-

rechte sogar schwächen , wenn die  Regelungen  der Digital Content Directive  keine Anwen-

dung mehr finden würd en . Zudem würde jede Nutzung von In -Game -Währung im Spiel po-

tenziell als eigener Vertrag behandelt. Das würde Verbraucherinnen und Verbraucher mit zu-

sätzlichen Informationen, Bestätigungen und Vertragsprozessen überfordern und das Spie-

lerlebnis unnötig verkomp lizieren.   

 

Unsere Forderung:  In -Game -Währungen müssen rechtlich  als „digitale Inhalte“  eingeord-

net  bleiben. Eine künstliche Umdeutung  entspräche  nicht  dem Sinn und Wortlaut der  Digital 

Content  Directive. Zudem  würde  dies  weder  Transparenz noch Verbraucherschutz verbes-

sern, sondern Ko mplexität, Informationsmüdigkeit und Rechtsunsicherheit erhöhen.   


